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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu der Zusatz Vereinbarung vom 28. März 1962 zur 
Durchführung und Ergänzung des Abkommens vom 25. April 
1961 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem König- 
reich Griechenland über Soziale Sicherheit 

— Drucksache IV/1253 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Döhring 


Das deutsch-griechische Abkommen über Soziale 
Sicherheit regelt auf der Grundlage der Gegenseitig- 
keit die Beziehungen zwischen den beiden Staaten 
in den beiderseitigen Versicherungen für die Fälle 
der Krankheit, der Mutterschaft, der Invalidität, der 
Arbeitsunfälle, der Berufskrankheiten, des Alters 
und des Todes sowie für die Familienzulagen. Die 
mit dem Gesetzentwurf vorgelegte Zusatzvereinba- 
rung umfaßt normative und andere Vorschriften, 
die — teilweise in Ergänzung des Abkommens — 
das Verfahren bei Anwendung des Abkommens re- 
geln. Sie lehnt sich dabei möglichst weitgehend an 
die entsprechenden Vorschriften der Verordnung 
Nr. 4 des Rats der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft zur Durchführung und Ergänzung der Verord- 
nung Nr. 3 über die Soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer (beide im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften - — Ausgabe in deutscher Sprache — 
Nr. 30/1958 Seite 561 veröffentlicht) an. 

Im einzelnen ist dazu folgendes auszuführen; 

Artikel 1 bestimmt für jeden Staat Verbindungs- 
stellen, um die Durchführung des Abkommens zu 
vereinfachen und zu beschleunigen, 

Artikel 2 bezeichnet für jeden Staat diejenigen 
Träger der Sozialen Sicherheit, die bei Anwen- 
dung des Abkommens für die Gewährung der 
Leistungen zuständig sind, 


nach Artikel 3 wird ein Ausschuß gebildet, um 
die Durchführung des Vertragswerkes zu er- 
leichtern, und den Verbindungsstellen das Recht 
eingeräumt, im Rahmen der Vorschriften des 
Abkommens und der Zusatzvereinbarung Form- 
blätter auszuarbeiten, die zu verwenden sind, 
wenn Rechte aus dem Vertragswerk geltend ge- 
macht werden. 

Vorschriften über das Verfahren bei der Durch- 
führung des Vertragswerkes im Verhältnis zwischen 
Personen, die daraus Rechte geltend machen, und 
den Trägern der Sozialen Sicherheit sowie im Ver- 
hältnis zwischen diesen Trägern sind in den 

Artikeln 8 bis 16 für die Krankenversicherung, 

Artikeln 17 bis 24 für die Unfallversicherung, 

Artikeln 25 bis 36 für die Rentenversicherung 
und 

Artikeln 37 bis 39 für die Familienbeihilfen 
enthalten. 

Gemeinsame Vorschriften über das Verfahren, die 
für alle vom Abkommen erfaßten Zweige der Sozia- 
len Sicherheit gelten, enthalten die Artikel 40 bis 45. 

Artikel 46 regelt die Geltungsdauer, Artikel 47 
enthält die Berlin-Klausel, Artikel 48 enthält den 
Ratifizierungsvorbehalt und regelt das Inkrafttreten 
der Zusatzvereinbarung. 


Druck.: Bonner Univeisitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Die Anlage zur Zusatzverembarung stellt nach gen von erheblicher Bedeutung, außer wenn sie 
dem Vorbild des Beschlusses Nr. 9 der Verwaltungs- dringlich ist, von der vorherigen Zustimmung des 
kommission der Europäischen Wirtschaftsgemein- zuständigen Trägers ab. 

Schaft über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeit- 
nehmer (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Der Ausschuß für Sozialpolitik hat sich dafür aus- 
— Ausgabe in deutscher Sprache — Nr. 64/1959 Seite gesprochen, die Bundesregierung sollte ersucht wer- 
1225) klar, welche Gegenstände bei Anwendung des den, zu gegebener Zeit über die Arbeit des nach 
Artikels 16 Abs. 2 Buchstabe c des Abkommens Artikel 3 der Zusatzvereinbarung auf Wunsch der 
als Körperersatzstücke, größere Hilfsmittel und an- griechischen Verhandlungsdelegation vorgesehenen 
dere Sachleistungen von erheblicher Bedeutung gel- Ausschusses zu berichten. Auch sollen dadurch für 
ten. Nach Artikel 16 a. a. O. sind bei Aufenthalt künftige zwischenstaatliche Verhandlungen Erfah- 
des Versicherten im Gebiet des Staates, in dem der rungen gewonnen werden, ob und inwieweit die 
Versicherungsträger, dem er angehört (zuständiger Einrichtung ständiger Ausschüsse zur Durchführung 
Träger), nicht seinen Sitz hat, zu dessen Lasten durch der Verträge über Soziale Sicherheit zweckmäßig ist. 
Vermittlung des Trägers des Aufenthaltsortes Sach- 
leistungen bei Krankheit und Mutterschaft zu ge- Der Ausschuß für Sozialpolitik beschloß, dem 
währen. Dabei hängt die Gewährung der Sachleistun- Plenum vorzuschlagen, der Vorlage zuzustimmen. 


Bonn, den 22. Mai 1963 


Frau Döhring 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1253 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 22. Mai 1963 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Frau Döhring 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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